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IX. ladrKLvßj. Sonnabend, den 1. Mai 1852. ,/W 50.
Deutschland

Oldenburg . — Landtagsbericht.
<33. Sitzung, April 27 .) Zunächst wurde der
neu eingetrcteuc Abg. Kasten von Oberstem
durch Handschlag verpflichtet.

Sodann begründete Wibcl H. eine Inter¬
pellation betr. den Kielgrodcn. Der Rcgicrungs-
eommissair versprach die Antwort der StaatS-
regierung in einer der nächsten Sitzungen.

Den zweiten Gegenstand der Tagesordnung
bildete der mündliche Bericht des Finanzaus¬
schusses betr. eine schiedsrichterliche Entscheidnirg
über die Ansprüche der Wittwencasse ans Zu¬
schüsse aus der Staatskasse. Aber o du ge¬
rechter Gott ! Statt eines mündlichenBerichtes,
der in kurzen Worten den schon ans frühcrn
Landtagen verhandelten daher bekannten Gegen¬
stand zusammenfaßte und anschaulichmachte,
erhielt der Landtag vom Abg.' v. Finckh eine
schriftlicheBerichterstattung, eine langweilige
ellenlange Historie, die alles Verhandelte noch
einmal wiedcrkäntc. Der Bericht erntete den
wohlverdienten fortlaufenden Beifall. Der An¬
trag des Ausschusses: „Entscheidung der Diffe¬
renz der Staatsregicrung und des Landtages
durch das Oberappcllationsgericht als Schieds¬
gericht" wurde ohne Diskussion angenommen.

Als dritter Gegenstand der Tagesordnung
folgte die Revision des Staatsgrundgesetzes
Abschn. IX. : „Von den Landtagen" .

Die ziemlich lange und langweilige Debatte
drehte sich um die alleinige Frage : Ob die
Provinziallandtage beizubchaltcn oder aufzu¬
heben? — Der Ausschuß hatte sich in seiner
Mehrheit für die Aufhebung entschieden, und
eine Minderheit, die Abgeordnetender Fürstcn-
thümer, Nocll und Wibcl II. aus particulaircn
Gründen dagegen. Sie brachten für die Bei¬
behaltung wesentlich nichts vor als den Satz:
Wir haben sie einmal, wir wollen sie behalten
und versuchen, wie es damit geht. Die Auf¬
hebung wurde in namentlicher Abstimmung
gegen 8 Stimmen (Bardelcbcn, Kasten, Jvens,
Niebonr I., Nocll, von Wedderkop, Wcsche,
Wibel II.) beschlossen.

Wir billigen den Beschluß. Die Bestimmung
unserer 4 Provinziallaudtage mit der legisla¬
tiven und entscheidenden Stimme ist eine Sin¬
gularität , die sich sonst wohl nirgend findet.
Wir glauben nicht, daß sich so viele Köpfe
unter einen Hut hätten bringen lassen, daß die
Staatsregierung mit all' diesen Landtagen hätte
zurecht kommen, den Knäuel von Geschäften
und Arbeit, der aus diesen Provinziallandtagen
erwachsen wäre, hätte überwältigen können.
Wir glauben aber auch, und das ist die Haupt¬
sache, daß die Aufhebung selbst den Provinzen,
statt zum Nachtheile zum Vortheilc gereichen

werde. Die verschiedenen Landtage mußten ver¬
schiedene Principien ansbildcu, der engere Ge¬
sichtskreis, particnlaire Interessen würden be¬
stimmend geworden sein, wo doch nun die
Gesetzgebungvon höher» leitenden Ideen auS-
geheu wird. Die Mischung der Abgeordneten,
die dadurch entstehende Wechselwirkung und
Verbindung der Provinzen untereinander wer¬
den Veranlassung, daß das Gute des einen
Landcsthcils auf den andern übertragen und
verpflanzt wird. Selbst das rein Provinzielle
wird eine reichere und vielseitigere Benrtheilung
finden. Als Beispiel kann übrigens Preußen
dienen, dessen Provinzen unter den verschieden¬
artigsten Verhältnissen nur Provinzialstände mit
begutachtender Stimme haben.

An die Stelle der Provinziallaudtage tritt
in den Fürstenthümern ein Provinzialrath mit
begutachtenderStimme über alle Verhältnisse
und Bedürfnisse der Provinz . Der Ausschuß
hat die Grundzüge des Institutes in 9 Para¬
graphen entworfen, die als Beilage dem Staats¬
grundgesetzangefügt werden sollen. Sie wur¬
den nach kurzer Diskussion im Wesentlichen
angenommen; der 5. § nach einer veränderten
vom Abg. v. Wedderkop , der § 7 nach einer
andern von Becker beantragten Fassung.

Der Abg. v. Finckh wollte das Recht, das
der Ausschuß dem Provinzialrathc verleiht:

„sich außerordentlich entweder anö eigner
Entschließung oder auf den Antrag von
2/z seiner Mitglieder zu versammeln"

für die Fälle der Noth und dringender Ge-
setzcSangclcgenheiten beschränktwissen. Er fürch¬
tete Uebcrgriffe, Gefahr in unruhiger Zeit.
Sollte der Provinzialrath wirklich so wild
werden können, daß für die Provinzialregie¬
rungen das Bedürfniß entstände, ihn am Gän-
gclbandc oder an der Kette zu halten ! —
Ter Abg . sprach wieder viel von Vertrauen,
von der Willfährigkeit der Provinzialrcgierun-
gcn und daß sie den Wünschen entgegen kom¬
men würden :c. Die Rede war nur ein Reflex
jener abgedroschenen und verderblichen Politik,
die sich um den einen Fundmcntalsatz dreht:
Unsere väterliche Regierung sorgt ja für uns;
in ihre Hände legen wir vertrauensvoll unser
Geschick. Kennt er die Regierungen so genau?

Der Antrag wurde gegen 16 St . abgelchut.

34 . Sitzung . April 28.
Vor der Tagesordnung erklärt der Regie-

rungScommissair, daß der Landtag bis zum
26 . Mai verlängert werde.

Die Tagesordnung führt auf einen der wich¬
tigsten Gegenstände, die Bestimmungen über
das Wahlrecht, wie sie in den Art . 128 bis
133 des Staatsgrundgesetzes enthalten sind.

Der Regierungsentwurf will diese Artikel ge¬
strichen haben, azi ihre Stelle die Vertretung
der Klassen, Stände und Interessen. Ter
Großhcrzog soll sogar einen Abgeordneten ans
den Staatsministcrn ernennen. (Art . 109.
110 .)

Ter Ausschuß sucht sich, wie man zu sagen
pflegt, aus der Affairc zu zieh». Er will, wie
es scheint, nicht in den säuern Apfel beißen
und weist die Entscheidung dem künftig zu
vereinbarenden Wahlgesetze zu. Er erklärt sich
mit der Streichung der Art. 128 — 132 des
StaatSgrnudgesetzcSeinverstaudc» und will, daß
an ihre Stelle die nichtssagendenBestimmun¬
gen treten:

„Der Landtag besteht aus Abgeordneten,
welche durch Wahl ihrer Mitbürger berufen
werden.

Die Wahl der Abgeordneten geschieht
durch die in dem Wahlgesetze bczcichuctcn
Personen.

Die Abgeordneten können ans ' dem gan¬
zen Grvßherzogthum gewählt werden.

Die Zahl derselben wird durch das Gesetz
bestimmt."

Der Bericht erklärt sich gegen  ein vom
Großhcrzog zum Abgeordneten zu ernennendes
Mitglied des StaatSministcrinmö, hebt die Be¬
denken gegen die Vertretung der Interessen und
Intelligenz hervor und bekämpft sodann auch
von der andern Seite das allgemeine Wahl¬
recht, das er wunderlicher Weise Kopfzahlen-
systcm nennt, sich ans die Bundesversammlung
berufend, deren Grundsätze diesem System ent-
gegenständcn; ans das Beispiel anderer Staa¬
ten, daß die Kopfzahlwahlc» eine gehörige
Vertretung des Volkes nicht sichern und zieht
daraus den Schluß, daß die Bestimmungen
über die Wahlen der Abgeordneten und über
die Znsammcnsetznng des Landtages dem Wahl¬
gesetze zu überlassen seien.

Daß die Wichtigkeit des Gegenstandes be¬
griffe» wurde, zeigte die Eile, mit welcher sich
mehrere Redner ausnahmsweise sogleich zum
Worte meldeten.

Pancratz und Lübben  verwerfen die
Bestimmungen des NcgierungSentwnrfeS und
eine Vertretung nach Ständen , Klassen und
Interesse». Oldenburg sei ein ackerbautreiben¬
des Land-, ohne große Städte , die kleinen
Städte großcntheils vom Landbau lebend, die
Handwerker über die Städte hinaus für das
Land arbeitend, hätten keine bcsondern Inter¬
essen. Auch die Intelligenz bedürfe keiner be¬
sonder» Vertretung, -am wenigsten die StaatS-
dienerschast, welche unter dem Schutze der StaatS-
regiernng genügend vertreten sei.
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Beide stellten Anträge darauf, daß nur die

Bevölkerung die Grundlage des Wahlrechts
bilde, und daß diese Grundlage im Staatö-
grnndgcschc gewährleistet werde.

Mölling  gab sodann Namens der Linken
die Erklärung ab, daß diese zunächst und vor
Allem für unveränderte Beibehaltungder staatö-
grundgcsctzlichen Bestimmungenstimmen werde.
Sic halte statt der überflüssigen Discussion eine
kurze Begründungihrer Ansicht genügend. Tic
Linke erkenne nur c i n Wahlrechtan, das all¬
gemeine, wie es im Staatsgrundgesetzcden
Staatsbürgern versichert sei; sic erkenne keineri
Bolksklasse, keinem Stande oder Interesse irgend!
ein Vorrecht zu. Ein Staat , welcher auf Ge- ^
rcchtigkeit Anspruch mache, werde dies Wahlrecht^
als ein unantastbares Recht seiner Bürger achten!
und erhalten. Das allgemeineWahlrecht sei
die Grundlage, auf welcher allein Ruhe, Ord¬
nung und Sicherheit des Staates dauernd ge¬
baut werden könnten. Die Linke wolle nicht
die Hand dazu bieten, dieses Recht aus dem
Staatsgrundgesetzezu entfernenund dem ein¬
fachen Wahlgesetze zu überlassen, das ein wohl
oder übel gewählter Augenblick so oder so ge¬
stalten könne. Die Linke kenne kein Bnndcsge-
sctz, das die betreffenden Bestimmungen aus dem
Staatsgrundgesetzc zu entfernen gebiete; sollte
es cristiren, so sei es ungültig, da in der Bundes¬
verfassung die Ermächtigungder Bundesver¬
sammlung nicht enthalten sei, in die Verfas¬
sungen und inner» Verhältnisse der Einzel-
staatcn cinzugrcifen. Sie könne daher nur
dem äußern Zwange weichen und freiwillig
nie ein Recht opfern, das sie als ein heiliges
Eigcnthum jedes Staatsbürgers betrachte, als
das wichtigste aller durch das Staatsgrundge¬
setz verliehenenRechte. Das Beispiel anderer
Staaten, die das allgemeine Wahlrechtaufge¬
hoben, reize nicht ;nr Nachahmung, sonder»
schrecke nur ab. DasWahlrechthabccrfnhrnngs-
mäßig das Bedürfnis unseres Volkes befriedigt,
entspreche seinem Willen, habe stets eine würdige
und geeigneteVolksvertretunggeschaffen, dem
Staate aber keine Gefahr gebracht.

v. Finkh  wollte dem Vorredner nicht auf
die schwindelnde Höhe folgen, von welcher aus
derselbe Bund und Bundesgcsetzc verwerfe,
(der arme Abgeordnete! leidet er so sehr am
Schwindel, daß es ihm eine schwindelnde Höhe
erscheint, wenn die rechtliche Eristenz des Bundes
in Zweifel gezogen oder die Rcchtögültigkeit
eines Bnndesbeschlusscöbestrittenwird? —
Dann rathe» nur ihm, auf dem flachen Boden
demüthiger Unterwerfungzu bleiben und Alles
hinzngebc», Recht und Verfassung, Land und
Leute, Haus und Hof, sobald cs von bnndes-
wegen befohlen wird) . Er stellte den Antrag,
wegen der eiugegangenenAmendements, Be-
rathuug und Beschlußfassung über die Art. 128
bis 133 bis zur nächsten Sitzung auszusetzcn.
— Der Antrag wurde angenommen. ^

Die Verhandlung schritt bis zum Art. 157
fort. Tie Anträge des Ausschusseswurden
sämmtlich ohne Debatte angenommen.

Oldenburg , 28 . April. In Ofen
brannte gestern' der Busch des BauervogtS
Bruns.  Das Feuer griff glücklicher Weise
nicht weiter um sich, da bald energische Hülse
zur Löschung geleistet wurde.

Hannover . 27 . April. Heute wurde
auf dem Polizcibureau den Betheiligten das
Erkenntnis dcr.Justizcanzlci in Untcrsuchungs-
sachen gegen den Vorstand des hiesigen
Gnteubergbundcs eröffnet. Es lautete auf

völlige Freisprechung von Strafe und Kosten,
da die in Anwendung gebrachten§§ 59 und
60 des Polizeistrafgesetzcsauf die angc-
schuldigten Vergehen überall nicht als zutreffend
erachtet sind. — Wir bedauernnur, daß
zwei der Betreffenden ihre Strafe bereits
abgebüßt haben, um Hannover verlassen zu
können, wie sic inzwischen auch gethan.

Braunschweig , 26. April. Heute hat
unser Herzog seine schon früher beabsichtigte
Reise nach Venedig angctretcn. — Die Mit¬
glieder nnsers Staatsministcriums werden dem¬
nächst wieder ihren Sommcraufcnthalkin Harz¬
burg nehmen.

Schwerin , 27.April. Die„Schw.Ztg."
enthält Folgendes: Da die deutsche Flotte
jetzt aufgelöst werden soll, so werden alle
früherenVereine erinnert, die von ihnen ge¬
zahlten freiwilligen Beiträge bei dem ,Bun¬
destage in Frankfurt zu liquidiren.

Kiel, 27. April. (H. C.) Wir vernehmen
aus sicherer Quelle, daß von Seiten der
oldenburgischcn Regierung auf diplomatischem
Wege Schritte geschehen sind, um dem Su¬
perintendenten Nielsen in Eutin die Ausübung
seiner Amtspflichten trotz des von Seiten
Dänemarks über ihn ausgesprochenen Bannes
und wider ihn erlassenen Haftbefehls möglich
zu machen.

Berlin , 26. April. Eine Ministcrialvcr-
fügung, welche bereits in Kraft getreten ist,
hat eine bei den Bergleuten noch vor etwa
15 Jahren übliche, seitdem aber gänzlich außer
Acht gelassene Sitte wiedcreinzuführcn verordnet.
Sie schreibt nämlich vor, daß die Bergleute
täglich, Morgens vor dem Mfahrcn und
Abends nach beendigter Arbeit, sich versammeln
sollen, um gemeinschaftlichihr Gebet zu
verrichten. In der Regel hat der Steiger,
refp. Schichtmeisterein Gebet vorzusprechen;
befindet sich aber ein höherer. Bcrgbcamtcr,
etwa um das Anfahren zu controlircn rc.,
auf der Grube, so hat ex vorzubefen.

— In dem benachbarten Prenzlau sollte
in der vorigen Woche vor dem Krcisschwur-
gcrichte die seit 1849 schwebende Anklage
gegen den Abgeordneten zur deutschen National¬
versammlung, den jetzt in. der Schweiz
lebenden früheren Rittergutsbesitzer, v. Rappard,
verhandelt werde». Die Verhandlung mußte
aber von Neuem wegen eines formellen
Bedenkens ausgesctzt werden. Gegenstand
der Anklage ist die Theilnahmc des v. Rappard
an den Beschlüssen des Stuttgarter Parlaments.
Dagegen verhandelte dasselbe Gericht gegen
den Ockonom Ratow aus Zehdenik, der wegen
seiner Theilnahmc an den Aufständen in
Baden und in der Pfalz >- Rakow hatte in
dem Treffen von Upstedt das s. g. Kaisers-
lauterner Bataillon gegen die Preußen
geführt — des Hochvcrraths schuldig befunden
und znm Tode verurtheilt wurde. Ter
Verurthcilte lebt in Newyork.

— Unsere Politik fängt jetzt an, mit einigem
Mißtrauen auf die Erfolge der Jesuiten in
Preußen zu sehen, hat aber den römischen
Bestrebungen bereits ein so großes Ucbergewicht
und der freien Forschung, der Seele des

^Protestantismus, so viele Schläge gegeben,
^daß sie zwischen zwei Stühlen sitzt. Nun

soll die evangelische Geistlichkeit sich und ihre
i Sache selbst gegen die Römlinge verthcidigcn.
! Der Berliner „Urwähler" führt aber sehr
i richtig aus, daß der einflußreichste Theil der

preuß. .protestantischenGeistlichkeit̂ orthodox

sei, die Vernunft verdamme, den Glauben
über Alles setze, folglich gar keinen Boden
zu einem Kampfe gegen die katholischen
Eiferer habe. Diese schreiten denn auch
unbehindert und mit sichtlichem Erfolge vor¬
wärts. Zcugniß davon giebt, daß hier in
voriger Woche 22 Personen der protestantischen
Confessionzur katholischen Kirche übergetrctcn
sind. Beschützt von der „Solidarität der
conservativcnInteressen" nehmen sic nirgend
ein Blatt vor den Mund. In Osmitz
z. B . predigten sie gegen die gemischten Ehen,
nannten Kinder solcher Ehen „ anSgespiccne»
Unvath ", und warnten katholische Kinder
vor dem Spielen mit protestantischen Kindern,
indem sie sich dadurch verunreinigten. — Die
durch die zweite Kammer angenommeneZei-
tungssteuer  findet nach Vermessungenstatt.
Der Bogen wird zu 400 Quadratzoll gerech¬
net: ein Blatt , das weniger als viertel¬
jährlich 12  Bogen bringt, zahlt jährlich
4 Silbergroschcn, für 30 Bogen 20 Sgr .,
bis zu 90 Bogen 1H u. s. f. , so daß eine
große Zeitung, welche vierteljährlich mehr als
180 Bogen bringt, jährlich 2 ^ 15 Sgr.
für jedes Eremplar  steuern muß. Aus¬
wärtige Zeitungen zahlen 10 Prozent vom
Abonnemcntspreis.

Königsberg , 23. April. Bei dem ehe¬
maligen Abgeordneten für Berlin, dem im
Disciplinarwegc entlassenen Landrath Reuter,
der sein Domicil in unserer Stadt hat, war
gestern eine aus acht Personen bestehende
Gesellschaft versammelt, in welcher Ludw.
Walesrodc Shakespeare'S Julius Cäsar vorlaö;
während der Vorlesung erschien der Criminal-
polizeiinspcctor Wedccke und erklärte, auf
höheren Befehl rechcrchircn zu müssen, ob der
Versammlung unerlaubte Zwecke zu Grunde
lägen; derselbe nahm von dem daliegcnden
Bande Shakespeares Einsicht und verzeichncte
die Namen der Anwesenden; nach seiner
Entfernung, bei welcher er erklärte, weitere
Instructionen cinholcn zu wollen, wurde die
Gesellschaft nicht weiter gestört. Bei der vor
Kurzem vollzogenen Neuwahl des Vorsteher¬
amts der hiesiigcn Kaufmannschafterhielten
sämmtliche fünfundzwanzig Candidaten der
demokratischen und constitutioncllen Partei eine
große Stimmenmehrheit. (K. Z.)

Dresden , 27. April. Die erste Kammer
ist dem Wunsche der zweiten um Vermin¬
derung des MilitairS,  nein, um Vorlage
eines verminderten Militair - Budgets für die
nächste ordentliche  Ständeversammlung
falls  Ruhe und Friede bleiben, falls  es
die Verpflichtungengegen den deutschen Bund
gestatte», mit einem Worte: falls und falls

1-— einstimmig bcigetreten.
> Heffen-Kaffel-Hassenflug,27.April.

Die Raschheit, mit welcher der neue Landtag
in Scene gesetzt wird, soll durch finanzielle
Verhältnisse  motivirt sein.

Wiesbaden , 24. April. (Frf. I .) Hier
angelangtcn Privatnachrichtcn aus Dillcnburg
zufolge ist. vor einigen Tagen in einer Ge¬
meinde des evangelischen Dekanats Dillcnburg
ein Pfarrer mit seiner ganzen Familie zur
katholischen Kirche übergetrctcn.

Frankfurt , 26. April. Die 16. Ge-
sammtstimme beim sehr hohen Bundestage, bis¬
her von preuß . jüngerer Linie  geführt,
ist zufolge des üblichen Turnus, bis aus Wei¬
teres ans Lippe  übergcgangen! —. Das Bun-
dcsprcßgesetz ist, wie- noch  einige andere kühne



Unternehmungen, nicht zu Stande gekommen.
Der preuß. Preß - Raths mann  ist bereits
von hier nach Berlin zurückgckchrt.

— Stnatsrath Fischer,  der für die end¬
liche Lösung der deutschen Flottcnangelcgcnhcit
ernannte Bundcscommissär, ist heute Bormittag
nach Bremerhaven abgcreist.

Karlsruhe , 27. April. Der Thronfolger
Ludwig hat aus freier Entschließung erklärt,
daß er zu Gunsten seines Bruders Friedrich
für immer aus die Negierungsiibcrnahme
verzichte.

LZ est erreich
Wien , 26. April. Die Wochenliste de«

Kriegsgerichts weist u. A. die Vcrurthcilung
eines Handlungs -Reisenden, der in Sempf w.
macht, zu 1/«tägigem Gefängniß „wegen Be¬
sitzes eines revolutionaircn Gedichtes" auf. —
Der Kaiser wird Mitte Mai nach Ungarn
gehen; die dortige Aristokratie trifft bereits
festliche Vorbereitungen.

Frankreich
Paris , 26. April. Eine scandalösc Ge¬

schichte beschäftigt die öffentliche Meinung, näm¬
lich die in Marseille erfolgte Verhaftung des
CeutralgencralpolizeicommissairS, welcher mit
den Begnadigungen und Strafvcrmiudcrungcu
zu Gunsten der politischen Verurteilten Han¬
del trieb. Die Sache ist durch einen der nicht
amnestirtcn Gefangenen vcrrathen worden, und
hat der Staatsrath , nach einer strengen Unter¬
suchung und Verhörung vieler Zeugen, die zur
Verhaftung eines öffentlichen Beamten nöthige
Genehmigung erlassen.

Großbritannien
London, 25. April. Nicht nur die

„Times " , der „Standart " w., auch gemäßigte
katholische  Zeitungen , wie z. B . „ Cork
Reporter" , scheu Gefahr  in dem Treiben
der Jesuiten  und warnen das englische Volk,
diesen Füchsen gleichgültig zuzuschaueu. „Cork
Reporter" will zwar nicht, wie die „Times"
glauben, daß 70 bis 80 ultramcntane Depu-

Zur Zollvereinsfrage.
In dem bekannten Schriftcheu: „Der September-Vertrag und

die gegenwärtige Situation von Hannover " wird, wie man sich er¬
innert, eines Gehcim-Artikcls zum September - Verträge Erwähnung
gethan, in welchem für den Fall, daß der Zollverein durch den Aus¬
tritt einzelner seiner Glieder von seiner jetzigen Bcvölkerungszahl
vier Millionen verlieren sollte, das Hannover und Oldenburg be¬
willigte Zollpräeipuum auf 6 Sgr . per Kopf festgesetzt wird. So
zahlreiche Angriffe die gedachte Brochüre aber auch erfahren und so
wenig man cS an den allcrgchässigstcnVerdächtigungen hat fehlen
lassen, von keiner Seite ist die Eristenz jenes Geheim- Artikels be¬
stritten worden. Selbst solche Organe , welche ihre Inspirationen
unmittelbar auS ministeriellen Kreisen zu schöpfen pflegen, haben sich
wohl gehütet, dem Verfasser hierin der Lüge zu zeihen und es für
weiser gehalten, sich in den Mantel eines ignorirendcn Schweigens
zu hüllen. Ein .Zweifel an der Richtigkeit der bezcichnctcn Thatsachc
ist also sicherlich nicht gestattet.

Zugleich leuchtet die ernste Bedeutung dieser Thatsachc für
Würdigung der unserm Laude gestellten Frage des Zollänschlus-
scs ein.

Nach den Vorgängen, welche noch vor und ebenso bei der Er¬
öffnung der .Zollcvnsercnz in Berlin stattgefunden haben, läßt sich
die Gefahr des Austritts der süddeutschen Staaten aus dem Zollvcr-
verciu, im Falle ihre» schutzzöllucrischen Prätensioucn nicht gewill-
fahrct wird, nicht länger verhehlen. Dank jenes Geheim- Artikels,
welcher für eine solche Eventualität den einzigen Gewinn des Sep¬
tember-Vertrages, das Präcipuum um ein Vielfaches herabsetzt, wird
daher Oldenburg in die traurige Alternative versetzt, entweder eine
derartige Verkürzung sich gefallen lassen zu müssen, ober um cs zu
verhindern, daß der Süder seine Abfallßdrohuugen wahr mache, den
schutzzöllucrischen Forderungen dieses auf Gnade oder Ungnade sich
auszuliefern. Oldenburg muß cS hinnehmcu, daß der Anschluß an
den.Zollverein ihm für die drei- und vierfache.lM-ere Belastung seiner
Volkswirthschaft finanziell nicht einmal das gewährt, was der jetzige
Stcuerverein ihm bietet; oder es muß von. vornherein sich darin
ergeben, den vom Süden diktirtcu Gesetzen sich widerstandloszu unter¬
werfen. Es hat unter der Bedingung jenes Gcheim-Artikels nach
seinem Zollanschluß mit einem Worte nur noch die Wahl zwischen
Aufopferung seines. finanziellen und der völligen Preisgebung . seines
volkswirthschaftlichen Interesses au noch höhere Schutzzölle, als die
gegenwärtigen des September-Vertrages.

Wie mau weiß, heißt cs am Schluffe des Separat - Artikels
dieses: „Auch wird man sich noch über andere Tarifvcrändcrungcn,
soweit sie mit der Rücksicht auf die Finanzen vereinbar sind, ver¬
ständigen" . Eine anfänglicheJnterpetation fand darin ein allerdings
sehr reges Versprechen, glaubte aber au der freihändlcrischen Tendenz
desselben nicht zweifeln zu können- Gegenüber dem in Rede stehenden,
das Präcipuum betreffenden Geheim-Artikcls gewinnt jedoch diese Be¬
stimmung ersichtlich noch eine ganz andere Deutuugssähigkeit. Oder
wer möchte cs etwa leugnen, daß eö eine vollkommen mit der Rück¬
sicht auf die Finanzen vereinbare Tarifänderuug wäre, wenn die
hannoversche und. vldcnburgische Regierung behufs Sicherung ihres

tirte ihren Weg ins Parlament finden werde»,
um England zu „schänden", gesteht aber zu,
daß der engl. Katholik eine Art von Milch-
und Wasser-Tory war und ist, der mit Freuden
morgen auf dem britischen Throne einen Fürsten
sähe, so verräterisch wie der schlechteste der
Stuards , und jedes Volksj'ccht hingebcu würde,
das in 200jährigcm Kampfe dem absoluten
Königsthum und der Aristokratie abgerungen
ist, wenn er dadurch die katholischeStaats-
kirchc erlangen könnte. — Mit der Miliz
wird das Ministerium durchfallcn. Es wimmelt
von Meetings und Petitionen gegen dieselbe.

Amerika.
Kossuths  Stern ist nicht uutergcgaugen;

er strahlt vielmehr wieder mit vollem Glanze.
Im Aüden der vereinigten Staaten hat Kofsuth
außerordentlichen Enthusiasmus  er¬
regt, der sich nicht nur in Worten und Fest¬
lichkeiten, sondern auch in bedeutenden Geld¬
spenden zu Kossuth's Zwecken bcthätigte.

Zollpräcipuums sich darüber verständigten, den Forderungen eines
Baiern , Würtcmberg, Kurhcffcn u. s. w. sich zu fügen und statt auf
Erniedrigung des jetzigen Schutzes des Zollvereins zu bestehen, in
eine Erhöhung desselben willigten.

In Wahrheit erklärt sich schon jetzt das Verhalten der hanno¬
verschen Regierung nur durch den Umstand,, daß der Einfluß des
hercgtcu Geheimartikels in dieser Richtung bereits wirksam geworden
ist. Statt die von ihren Ständen zum Scptcmbcrvertrage gestellten
Bedingungen und dringenden Wünsche in den von ihr in Gemein¬
schaft mit der preußischen Negierung ausgcarbcitetcn Vorlagen irr
gendwic zur Geltung zu bringen, hat sic sich beeilt, den süddeutschen
Regierungen von vornherein mit der ausdrücklichenConccssion der
Aufrechthaltung des ganzen bisherigen Schutzzollunwescnö im Zoll¬
verein entgegen zu kommen. Es kann keinen anderen Grund da¬
für geben als : sic fürchtet- das 6 Sllbergroschcn̂-Präcipuum dcö
Geheim-Artikcls.

Bremen , 27. April. -Hier ist Folgendes in Umlauf gesetzt
worden:

Aufforderung zur Bildung eines Dulon- Fonds.
Das , woran nach allen Vorgängen und Anzeichenkein Mensch

mehr zweifeln konnte, ist cingetroffcu: Tulon ist seines Prcdigcr-
und Lehramtes entsetzt.

Mil dem Verluste seines Wirkungskreises sind ihm zugleich seine
Eristcnzmittel für sich und seine zahlreicheFamilie genommen.

Dulon ist als Opfer seiner Ueberzcngung gefallen! Er hat frei
und offen für dieselbe bis zum letzte» Augenblickegekämpft.

Dulon steht uns jetzt als Mensch, als Familienvater, als Mit¬
bürger gegenüber, und hat gerechten Anspruch auf den Beistand seiner
Mitmenschen!

Uns geht hier nicht der Pastor, der Politiker, sondern nur der
Mensch, der Familienvater an , weicher augenblicklich aller seiner
Eristeuzmittel beraubt, welchem jeder Weg zur Anbahnung eines
neuen Wirkungskreises vor der Hand versperrt ist.

Wo die Pflicht ruft, rein menschlich zu handeln, da müssen alle
anderen Rücksichten weichen! Von dieser Betrachtung ausgehend, und
in Erwägung , was in vorliegendem Falle zu thun ist, haben die
Unterzeichnetensich entschlossen, auf die Unterstützung zahlreicher Men¬
schenfreunde nahe und ferne bauend, einen Fond zum Besten Dulonß
zu bilden und sind bereit, die dafür eingehenden Beiträge in Empfang
zu nehmen. Sie werden dieselbendurch die öffentlichen Blätter be¬
kannt machen lassen, sie vorläufig bei der neuen Sparkasse dcponiren
und dafür Sorge tragen, daß der Fond, seiner Bestimmung gemäß,
später verwendet wird.

. Bremen, den 26 . April 1852.
I . G . Albcrs, außer der Schlcifmühle Nr . 2.
Lheod. Bastian , Langenstraße Nr . 49.
Reinhd. Bädeker, Langenstraße Nr . 126.
Ferd. Brüny , KohlhökerstraßeNr . 18 o.
Heinr. Bndelmann, Osterstraße Nr . 61.

- S .. C. W . Eisenhnrdl, Ansgariitborstraße Nr . 13.
Louis Franke, Pelzerstr.aße Nr . 20.
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O. G. Himmclmann, Wcstcrstraße Nr. 91.
Beruh. Kreyenberg, am Markt Nr. 9.
H. L. Rogge, StintbrückeNr. 10.
A. C. Stohmaim, MartinistraßeNr. 14.
A. Stecngrafe, Langenstraße Nr. 86.
H. Waltje», Wachtstraße Nr. 12.
C. H. C. Wischmann, Brcedenstraße Nr. 12.

Wir haben einst einen BeselerfondS gebildet— wir Oldenburger
haben »ach Schleswig-Holstein 20,000 «A geschickt, wo die Gothaer
am Ruder waren — was thun wir sür Dulon?

Der Beobachter wird, so weit ihm die eingelaufenenBeiträge
bekannt werden, die Antwort auf obige Frage veröffentlichen. Möge
dann keiner schaamroth werden!

Beiträge zur Gründung des Fonds nimmt die Rcdaction des
Beob. und der BuchdruckerH. Klcsscr , Haarenstr. 44 , entgegen.

Herr Rüder,
der in Frankfurt in der Paulskirchc, bei Lichnowsky und Gott weiß,
wo noch sonst gesessen habende, jetzt im Landtage als Abgeordneter
Sitzende, wurde in der heutigen Landtagssitzung(Donnerstag, d. 29 .),
wo er eine Rede hielt, wovon jedes Wort ein Gvldkorn hätte sein
oder werden können, aus der Contenance gebracht, und wodurch? —
durch das Lachen eines Landtagsmitglieds, wie er sagte. Er brach
seine kostbare Rede plötzlich ab, und erklärte, nicht weiter reden zu
können, weil er Jemand habe lachen gesehen. Der Präsident erklärte
auf diese Erklärung, daß er ein störendes Lachen in der Versamm¬
lung weder gehört noch gesehen habe, worauf Hr. Rüder mit Mitleid
erregender Stimme cntgegncte, daß das Lachen von einem Mitglicde
geschehen sei, welches sonst gewöhnlich an der Seite des Präsidenten
sich befinde, und er sei durch dies Lachen in eine Lage versetzt, die
ihm weder das Können noch das Wollen zum Wcitcrredcngestatte.
Der Präsident bedauerte dies sehr und es war auch in der That
bedauerlich, den Strom der Weisheit, der aus Herrn RüdcrS Munde
floß, so mit eincmmalegehemmt zu sehen. Der Lacher, wenn wirk¬
lich ein solcher dagewcsen, hat es auf seinem Gewissen, daß die Welt
um die schönen Worte gekommen ist, die Herr Rüder ohne Zweifel
noch von sich gegeben hätte. Wir begreifen auch gar nicht, wie mau

lachen kann, wenn Herr Rüder redet, — das zeugt doch von Auf¬
regung. Was uns betrifft, so verfallen wir jedesmal in eine Art
Apathie bei seinen Reden, die uns just so Vorkommen, wie ein alter
Rock, der früher mal Mode gewesen ist. — Auffallend ist cs übri¬
gens, daß Herr Rüder sich irritirt und verblüfft wird, wenn Jemand
vielleicht einen Einfall hat, der ihn zum Lachen Zwingt. Er hat
doch in der Paulskirchcgesessen, wo das Lachen, wie ihm bekannt
sein muß, eben keine Seltenheit war. Freilich würde mau bei seinen
Reden, wenn er dort welche gehalten hätte, wohl nicht gelacht haben,
besonders nicht, nachdem er bei dem Fürsten Lichnowsky drei Lage
auf einer Bank gesessen hatte, da würde man aus lauter Rcspcct
vielleicht geschlafen haben, und so viel Rcspcct sollte man auch hier
zeigen vor einem Manne wie Herr Rüder, der in seinem Handeln
und Wirken von je her so viel Conscquenz gezeigt hat, und wenn
auch nicht direct ein Mann des Volks , doch ein Manu der volks-
bcglückenden Regierung ist. Der Beobachter.

Ehret die Frauen!
Hört! Hört! eine Hcldeugeschichte. — Eine unsrer beliebten

Landparthien— der Weg von hier nach Hundsmühlcn— ist gefährdet.
Es ist nämlich vor Kurzem eine ehrsame Frau am Hellen Tage bei
dem Gute HundSmühleu von einem starken Manne  angefallen und
gemißhandelt worden. Dieser Held möchte wohl zum Pförtner und
Auspcitschcr  passen. Die Sache ist bereits beim Amte anhängig
gemacht. 3. 7.

Redakteur: Wilbcl m Ealbcrla.
Berichtigung. In dem Artikel: „Zur Birken seid er Jagd frage'

in Nr. 46 d. B. Z. 10. v. Anfang muß cs heißen: Wir würden auch gegen
diese» Antrag gestimmthaben, statt „für diesen Antrag" -c. Seite t80 Sp . 1.
Z. 1t . v. o. l. auSgenommcncr st. „auSgenommenen."

K i rchliches.
Gottesdienst.

Sonnabend , Bcichthandlung( 11 Uhr) Herr Hülftpr. Gramberg.
Sonntag , Frühkirchc(8 Uhr) „ HülfSpr. Grambcrg.

Hauptkirchc(10 Uhr) „ Hofpr. Wallroth.
Bibelstunde(3 Uhr) , Kirchenr. Claußcn.

(Jcs . 11.)
Die Wochcngcschäftc übernimmt vom 2. bis 8. Mai Herr Pastor Gröning.

Die Kirchenbücher führt derselbe.

A n zeig  e n.
» eser - u.Hunte-vMiptsekIKkalnt.

Die Schiffe der Gesellschaft fahren:
Mai:

csonnabo. Sonntag Montag Dienstag. Mittwoch Donnerst-
1. 2. 3. 4. 5. 6.

VonOldeuburgn. Bremenu. Bremerhaven 5V2 M. 0 V 2 M. ZV2 M. 51/2 M. 51/2  M .5V2 M-
„ Bremen nach Oldenburg. 2N. 2 Nm. 2N. 2N. 2 N. 2 N.
„ Bremerhavennach Oldenburg. 1V- M IV2M 1V- M 1V- M. IV 2M. .IV 2M.
„ Bremen nach Bremerhaven. . täglich 6 Uhr Morgens und 2 Uhr Nachmittags.
„ Bremerhavennach Bremen. „ „ IV 2"

C. A o e n i g e r.

Omnibus-Fahrt
zwischen

DLdeAbrwg„»dMrrEe.
Es wird eine täglich zweunatige Ommvusfahrt zwischen Oldenburg und Brake einge¬

richtet und mit Donnerstag den 29 . d. M . beginnen. Für möglichste Raschheit und Be¬
quemlichkeit wird nach Kräften gesorgt tperden.

Preis s Person Oldenburg- Brake 36 ^ und für Zwischcnstationcu vcrhältnißmäßig.
Abfahrt:  von Oldenburg, beim Herrn Gastwirth Gerdes  im „Butjadingcr Hof" :

Morgens 6 /̂g und Nachmittags 4 Uhr;
von Brake, beim Herrn Gastwirth Kunst — nach Ankunft der Dampf¬

schiffe: — Morgens 7 und Nachmittags 4 /̂z Uhr.
Die Oldenburg -Braker Comp.

SV.

Aufforderung
cm die Großherzogliche Staatöregierung,
die Auflösung der Deutschen Flotte betr.

Durch einen gestern verkündete» Befehl der
jetzigen deutsche» Zentral-Gewalt in Frankfurt
ist dem bisherigen Personal der s. g. deutschen
Flotte durch den Höchstkvmmandircndcn bekannt
gemacht, daß am letzten dieses Monats die
Entlassung aller Angestellten erfolge. Da

! nun die vom Bunde sür den Fall einer kaum
zzu befürchtenden Widersetzlichkeit oder Meuterei
! angeordnetc kriegs- bcz. staudgerichts-mäßige
^Aburthcilung nicht durch eine genügende
l Erekuziousmacht gesichert ist, so wird die
! Großhcrzogliche Staatsregierung, so wenig
^Anlaß sie auch finden mag, an solchen Ercku-
; zions - Maßregeln Thcil zu nehmen, doch im
! Interesse des Schutzes unserer wehrlosen Küsten-
! bevölkerung und der öffentlichen Ordnung auf¬

gefordert, die umfassendsten polizeilichen und
militärischen Maßregeln (Verstärkung der
Landdragonerkommandosan allen Küstcnsta-
zious- Orten der Weser und durch Bercithaltung
von 2 Compagnien Infanterie im jetzigen
schwachen bestand, so wie von 2 leichte» Ge¬
schützen unter Kommando eines ruhigen ent¬
schlossenen und bewährten Führers) im Voraus
zutrcffcn und etwaigen Erzessen, die nach der
plötzlichen Ablöhnuugvon 600 Matrosenleicht
entstehen könnten, zum Voraus, wenigstens
an unserem Weser-Ufer, zu begegnen. Am
jenseitigenUfer wollen wir cs Hannoverund
Bremen überlassen. Kein preußisches Bayonnett
soll an unscrm freien Strome für Ruhe und
Ordnung wirken. — Vom gesunden Sinn des
Flottcnpcrsonalsdürfen wir übrigens erwarten,
daß Insulten der PreußischenFlagge, wenn
sie auch bei der Ohnmachtdiesers. g. Groß¬
macht, unter dem Schutze unserer mächtigen
Bundesgenossen diesseits und jenseits des
Meeres, straflos bleiben würden — denn das
Maß der Schande ist noch nicht übervoll—
doch gänzlich unterlassen werden. — Ruhig
duldend ertraget mit männlicherSeele den
tödtlichcn Schmerz, bis der Tag der Vergel¬
tung naht. W. F. K.

Ist zur Aufnahme in die oldcnburgischen
Anzeigen nicht geeignet.

Oldenburg 1852 , April 28 . -
Die Redaktion (gcz.) Quathamcr.

Zum Abdruck für die Oldcnb. Ztg. und für
den Beob., vorbchältlich aller Gerechtsamen
gegen die vorstehendem. A. n. gesetz- und
rechtswidrige Druckvcrwcigcrung des Korrektors
und Expedientender old. Anzeigen.
^ W . F. Köhler.

Druck von Heinrich Klesser  in Oldenburg.
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Ä e u 1 f ch l «r n d
Oldenburg . — Landtagsbericht.

(35 . 'Sitzung , Donnerstag April 29 .) Nachdem
einige Petitionen , betreffend der jüdischen Kirche
vom Staate zu leistende Zuschüsse, erledigt
warm , führte die Tagesordnung auf die in
der vorigen Sitzung abgebrochene Verhandlung
über die Wahlberechtigung zurück, wie sie in
den Art . 128 bis 133 des StaatSgrnndge-
setzes gewährleistet ist. Die unbedeutende De¬
batte drehte sich wesentlich um die von den
Abg . Lübbcn und Pankratz eingebrachten An¬
träge . lieber den Antrag des Letzteren , des
Inhalts : „ daß die Bevölkerung , nicht Inte¬
ressen die Grundlage des Wahlgesetzes sein
solle" , schien sich die Mehrheit vorher geeinigt
zu haben , nachdem der Antragsteller seinen
Antrag dahin modisizirt hatte : „ daß auch
diese Bestimmung nicht staatsgrundgcsetzlich zu
gewährleisten , sondern der einfachen Gesetzge¬
bung zu überlassen sei, also auf jedem - Land¬
tage aufgehoben oder abgeäudcrt werden könne " .
Der Antrag wurde in namentlicher Abstimmung
mit überwiegender Mehrheit angenommen . Wir
können nicht umhin , diesen wichtigen Gegen¬
stand mit einigen Bemerkungen zu begleiten.
Zunächst müssen wir der unbegreiflichen Ver¬
wirrung gedenken , welche bei der keineswegs
complizirten ' und schwierigen Fragestellung
herrschte und die des Präsidenten unklares
und verwirrendes Resume statt zu vermindern
nur noch vermehrte . Ilcberhaupt heklagcn wir
die Gedankenzcrstrenthcit , welcher der Präsident
häufig sich hingibt . Selten geht eine Sitzung
vorüber ohne Auslassung von Fragen , ohne
Jinthum bei Fragestellung und Abstimmung,
ohne Erinnerung , öder Zurechtweisung
von Seiten eines Abgeordneten . Wir
werden dadurch nur zu sehr an die besonnene,
klare und feste Gcschästsleitung des frühem
Präsidenten erinnert / welcher die jetzige
weit nachstcht.

Daß der Bundestag , öder die Bundesver¬
sammlung auch hier als Schreckbild oder Bu -'
semann hingcsteklt wurde , haben wir bereits
über die vorige Sitzung berichtend erwähnt.
Mancher „bangen ' Seele"  mag der Popanz
das J a " den den bebenden Lippen gelockt
haben . War Verwirrung und Verblendung
so groß , daß die „bangen Seelen"  nicht
sahen , daß der Geist nicht erscheinen wollte,
Ungeachtet der donnernden Beschwörungsformeln
des Berichterstatters ? ' — Berichterstatter war
der Abg . Selckmann  II . Herr Sclckinann
wurde heftig , sehr heftig - Dem scharfem Be¬
obachter wird es indeß nicht entgangen sein,
daß diese Heftigkeit ein charakteristisches Merk¬
mal der Schwäche der Sache ist, ' welche er

vcrtheidigt . Je schlechtere oder schwächere
Gründe er für seine ' Sache vorbringt , desto
heftiger pflegt er zu werden . Wir könnten
dieses durch mehrere Beispiele beweisen ; es
bewahrte sich auch bei dieser Debatte vollstän¬
dig . Im Ausschußbcricht heißt cs wörtlich:

„daß jedoch das System der reinen Kopf-
zahlwahlrn nicht unbedingt beibchältcn
werden kann , weil die in der Bundesver¬
sammlung ausgestellten Grundsätze demselben
cntgegcustehn ."

Die Linke erklärte dagegen etwa wie folgt:
„Daß , abgesehn davon,  daß sic Bund
und Biiiidesversammliing als zu Recht
bestehend nicht anerkenne , ihr kein Buudes-
gssetz oder Bundcsbeschluß bekannt sei,
welches die Entfernung der Bestimmungen
des Staatsgrundgcsetzeö gehieten ; wären sie
aber auch vorhanden , so seien sie rechts¬
ungültig , weil selbst die Bundesverfassung
zu solchen Eingriffe » in die Verfassungen
und inner » Verhältnissen der Einzclstaateu
nicht ermächtige ."

Was sagt der Herr Berichterstatter hierzu?
Ergreift das Nebenmoment , das „abgesehn
vom zu Rechtbcstehn dct Bundesversammlung " ,
das nur nebenbei und obenhin bemerkt war,
heraus , spricht in fortwährend gesteigertem
Bramarbaston viel von „ Zwang " — ,jäußerm
Zwang " , — „ Gewalt , also physischer Gewalt " ,
auf welchen Standpunkt er sich nicht stellen
wolle und hängt dann den Busemann aus,
audcutend , in welch Unglück die deutsche»
Vaterländer dadurch gekommen , daß sic der
Bundesversammlung widerstrebt . Die beiden
Hauptmomentc aber : daß kein Buudcsbe-
schluß die Entfernung unsers Wahl¬
rechts gebiete,  und daß ein solcher etwa vor-
handencrBeschlüßrechtsungültig sei, weil er in die
garantirte Integrität der Einzelstaaten cingrcife,
ließ er unerwidert . Er verschwieg sic mit weiscrm
Bedachte . Er vermochte auch nicht , diese
Gründe zu widerlegen , weil ein solcher Beschluß
weder vorhanden ist, noch rechtlich vorhanden
sein kann . Er sagte uns nicht , daß keine
Vcrfassungswirrcn im Lande sind, kein Streit
zwischen Regierung und Landtag , sondern eine
friedliche parlamentarische Verhandlung in ver¬
fassungsmäßiger Weise , daß also das Einschreiten
der Bundesversammlung nicht begehrt , überall
nicht zu besorgen ist. Herr Selckmann
ließ auch einen andern entscheidenden Grund
unwidcrlegt , daß das allgemeine Wahlrecht
einerseits dem Staate ' weder Schaden noch
Gefahr gebracht , andrerseits stets eine würdige
und geeignete Bcrtretung des Volkes geschaffen
und seinem Bedürfnisse und Willen entspreche,

also ein Grund zur Aufhebung oder Aende
tung der stäatsgrundgesctzlichcn Bestimmungen
überall nicht sichtbar geworden . Sie haben
da ein Pröbchen von der Weise , wie unsere
Herren Berichterstatter jetzt raisonmren . lind
das thun sie nicht etwa in der Debatte , sondern
im Schlußwort , wobei sic keine Widerlegung,
keine Aufdeckung ihrer schmählichen Blößen
mehr zu fürchte » haben . " ' s

Die Linke stimmte gegen alle Anträge , so¬
wohl des Ausschusses , als auch der Abgeordneten
Lübbcn und Pankratz . Sie durfte nicht an¬
ders ; sie mußte an dein heiligsten Rechte eines
mündigen Volkes fcsthalten , das , wie sie rich¬
tig bemerkte/ die allein sichere Grundlage ist,
auf welcher Sicherheit , Ruhe und Ordnung
des Staates dauernd gegründet werden können.
Das allgemeine Wahlrecht ist aus dem StaatS-
grundgesctze gestrichen, jene Grundlage zerstört.
Au die Stelle der klaren und unzivrideutigcn
Bestimmungen der Art . 128 .-7-̂ 134 - sind an -!
dere, das Wahlrecht beschränkende, zudem voll
Zweideutigkeit und Unbestimmtheit getreten , die
noch dazu durch jedes einfache Gesetz wieder
geändert werden können . Wir sind indeß weit
entfernt , über den Beschluß , den wir tadeln
und verwerfen , zu klagen . Denn er ist in
Verfassungsmäßiger Weise gefaßt .- Das .Volk
hat es so durch seine Vertretung beschlossen.
Es ist verantwortlich dafür und muß - seine
Folgen tragen . Wir wünschen nichts weiter,
als daß überall und immer die Verfassung
geachtet , in verfassungsmäßiger Weise und nur
in dieser verfahren werde . Tann wird cs end¬
lich, wenn auch nach langen und harten
Kämpfe », zu seinem Rechte gelangen . Und
das ist am Ende der einzige Zweck der Gesell¬
schaft, die wir Staat nennen.

Tic Verhandlung schritt bis zum Art , 176
des Staatsgrundgcsetzcs fort . Nur der Antrag
des Ausschusses , daß der Art . 138 des StaatS-
grundgcsctzes gefaßt werde wie folgt:

„Z 1 . Gesetze und Verordnungen sind ver¬
bindlich , wenn sic in gesetzlicher Form ver¬
kündet sind.
Z 2 . Die Prüfung der Rcchtsbcständigkeit
gehörig verkündeter Gesetze und Verord¬
nungen steht nicht den Behörden , sondern
nur dem Laiidtage oder dem ständigen
Landtagsansschnsse zu " ,

rief eine lebhafte Debatte hervor , an welcher
sich die Abg . Mölling und Wibcl  I ., welche
den Antrag bekämpften , und die Abg'. v . Finkh,
Rüder , Sclckmann  ll . Mid RegicnmgScom -'
missair Runde,  welche ihn vertheidigtcn ^ be-
thciligtcn . Elftere fanden nur darin , daß die
Gerichte über die Rcchtsbeständigkeit der Gesetze
und Verordnungen zu entscheiden haben ge-
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